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Sonderbauvorschriften  
«ETH Zürich, Campus Hönggerberg»
vom 11. November 2020

Der Gemeinderat,
gestützt auf Art. 41 lit. k GO1 und nach Einsichtnahme in die Wei-
sung des Stadtrats vom 11. März 20202,
beschliesst:

A. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 1 -
chen Voraussetzungen für eine bauliche Weiterentwicklung des 

-
rung und Wirtschaft mit nationaler und internationaler Ausstrah-
lung.
2 Es werden insbesondere die Grundlagen für städtebaulich, ar-

-

Art. 2 1 Die Sonderbauvorschriften bestehen aus diesen Vor-
-

richtlinien (Anhang 1).
2 Die Sonderbauvorschriften gelten für das im Plan bezeichnete 
Gebiet.

Art. 3 1

die Bestimmungen der Bau- und Zonenordnung der Stadt Zürich 
(BZO)3 im Geltungsbereich keine Anwendung; Gleiches gilt für 

-
verordnung, PPV)4, sofern nachfolgend nicht darauf verwiesen 
wird.

1 AS 101.100
2 Begründung siehe STRB Nr. 212 vom 11. März 2020.
3 vom 23. Oktober 1991, AS 700.100.
4 vom 11. Dezember 1996, AS 741.500.
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2

Planungs- und Baugesetz (PBG)5 -

3 Die Wirkung der Verkehrsbaulinien bezüglich der Gebäude-

4 Die Wirkung der Verkehrsbaulinien an der Wolfgang-Pauli-
Strasse ist im Geltungsbereich während der Geltungsdauer der 

Art. 4 1 Soweit die nachstehenden Vorschriften nichts anderes 
bestimmen, dienen die Gestaltungsrichtlinien (Anhang 1) als Vor-
gaben für das Bauen nach den Sonderbauvorschriften.
2 Von den Gestaltungsrichtlinien darf vorbehältlich der übrigen 
Bestimmungen der Sonderbauvorschriften aus wichtigen Grün-
den abgewichen werden; die baurechtliche Bewilligung solcher 
Abweichungen setzt voraus, dass insgesamt eine mindestens 

-
stellt wird.

B. Bau- und Nutzungsvorschriften

Art. 5 1 Im Geltungsbereich sind Hochschulnutzungen zulässig, 

2 -

a. Wohnen, insbesondere für Studierende, Dozierende, Mit-
arbeitende und Gäste der ETH; nicht zulässig ist Wohnnut-
zung im Baubereich XV.

b. Nutzungen, die dem ETH-Betrieb und dem Wohnen im Gel-
-

sorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs, Kinderbetreu-

c. Kongresse und andere Veranstaltungen;
d. Betriebe, deren Ziel es ist, wissenschaftliche Erkenntnisse 

Betrie be;
e. 

5 
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Art. 6 In Erdgeschossen von Gebäuden entlang der im Plan mit 
«Publikumsorientierte Erdgeschossnutzung» bezeichneten Be-

nutzen.

Art. 7 Im Geltungsbereich beträgt die zulässige oberirdische 
3.

1 Die maximale oberirdische Ausdehnung der Gebäude 
(Gebäudemantel) wird durch die im Plan festgelegten Bauberei-

Baubereich
Kote Kote

I 552 m ü. M. 605 m ü. M.
II 550 m ü. M. 605 m ü. M.
III 552 m ü. M. 575 m ü. M.
IV 547 m ü. M. –
V 553 m ü. M. –
VI 553 m ü. M. –
VII 542 m ü. M. –
VIII 537 m ü. M. –
IX 544 m ü. M. –
X –
XI 535 m ü. M. –
XII 550 m ü. M. –
XIII 540,5 m ü. M. –
XIV 545 m ü. M. –
XV – 575 m ü. M.
XVl 530 m ü. M. 550 m ü. M.

2 Gebäude sind unter Vorbehalt von Art. 9 innerhalb dieses Ge-
bäudemantels anzuordnen.
3 Auf die Baubereichsbegrenzung darf gebaut werden.
4 Im Baubereich I sind Bauten und Anlagen im Zusammenhang 

-
tens sechs Monaten unter Einhaltung der materiellen Vorschrif-

anzuzeigen.

-
-

Publikums-
orientierte 
Erdgeschoss-
nutzung

Nutzungsmass

Gebäudemantel

Abweichungen 
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a. unterirdische Gebäude und Gebäudeteile, vorbehältlich 
Art. 23;

b. untergeordnete, eingeschossige Gebäude, die dem ETH-
Betrieb dienen;

c. -
destens einem Vertikalabstand von 3 m ab dem gestalteten 

-
begrenzung;

d. gedeckte Wegverbindungen sowie untergeordnete, einge-
schossige Gebäude und Anlagen, die dem Verkehr oder 
der Ver- und Entsorgung dienen;

e. 

Art. 10 1

-
gen, Anlagen zur Gebäudesicherung (wie Blitzableiter), Anlagen 

-
neuerbarer Energie und dergleichen zulässig.
2

3

-

Art. 11 Die Zahl der Geschosse ist im Rahmen des PBG6 frei.

Art. 12 1

zulässig.
2 -
häuser nur im Baubereich I zulässig.
3 Massgebend für den Nachweis des Schattenwurfs ist ein Ver-

6 
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Art. 13 1 Im gesamten Geltungsbereich gelten folgende Rege-

a. Die geschlossene Bauweise ist zulässig.
b. -

lizeilicher Verhältnisse dürfen die kantonalen Grenz-, Ge-
bäude-, Strassen- und Wegabstände innerhalb des Gel-
tungsbereichs unterschritten werden.

c. 
zur Anwendung.

2

a. Verläuft zwischen oberirdischen Gebäuden ein Erschlies-
-

deabstand von mindestens 12 m zueinander einzuhalten; 
davon ausgenommen ist der Erschliessungsweg zwischen 
Baubereich VI und VII.

b. Verläuft zwischen oberirdischen Gebäuden ein Erschlies-
-

deabstand von mindestens 30 m zueinander einzuhalten.
c. Oberirdische Gebäude im Baubereich I, zwischen denen 

die Querachse verläuft, haben einen Gebäudeabstand von 
mindestens 20 m zueinander einzuhalten.

d. Über die im Plan mit «Eingeschränkte eingeschossige 
-

sammenbauen nur eingeschossig auf der Ebene des Ein-
-

kürzeren Gebäudes.

Art. 14 1 Gebäudeteile sind im Eingangsgeschoss mindestens 
auf die im Plan eingetragene Arkadenlinie zurückzusetzen, wo-

2 Abstützungen der über der Arkade liegenden Geschosse sind 
zulässig.

Art. 15 1 Abgrabungen für Haus- und Kellerzugänge, Garten-
ausgänge sowie Ein- und Ausfahrten zu Garagen sind zulässig.
2 Im Übrigen sind nur geringfügige Abgrabungen und Aufschüt-
tungen zulässig.

Abstände

Arkadenlinie

Abgrabungen
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3 Zwecks Einordnung in die bauliche und landschaftliche Umge-
bung und insbesondere zur Sicherstellung eines harmonischen 

bewilligt werden.
4 -
gehalten werden.

Art. 16 1 Der nicht als begehbare Terrasse genutzte Bereich von 

Solaranlagen installiert sind.
2

-
bar ist.

C. Freiraum

Art. 17 1 -

2

3

4 -

werden.

-
achse, die Querachse, der Ringerschliessungsbereich, die Er-
schliessungswege und die Park- und Gartenanlagen sind unter 
Anwendung von Art. 4 zu gestalten.

Minimum zu beschränken.

-

a. für grosskronige Bäume 1,5 m;
b. für mittelkronige Bäume 1,2 m;
c. für kleinkronige Bäume und Grosssträucher 1 m;
d. 

Dachbegrünung

Aussenraum-
Gestaltung

Versiegelung

Überdeckung 
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Art. 21 1 Im Baubereich I ist südlich der Querachse ein zusam-
2 zu erstellen.

2

Planeintrag zu erweitern; die Gestaltung hat unter Einbezug der 

Art. 22 Die im Plan als Portal-Platz bezeichneten Bereiche sind 

der dafür notwendigen Bauten und Anlagen im Sinne von Art. 9 
ist zulässig.

Art. 23 1

sind mit Ausnahme der in Abs. 2–4 genannten Bauten und Anla-
gen von oberirdischen und unterirdischen Bauten und Anlagen 
freizuhalten.
2

a. bestehende Strassen;
b. 
c. unterirdische Anlagen zur Gewinnung von erneuerbarer 

Energie.
3 -
bindungen zwischen den Baubereichen I, ll, III, IV, V, VI und XVI 
sowie Retentions- und Versickerungsanlagen zur Entsorgung 
von Regenwasser zulässig; nicht zulässig sind raumwirksame 
Infrastrukturelemente wie Einzäunungen, Stützmauern und der-
gleichen.
4

-
elemente wie Ballfänge, Einzäunungen, Belichtungsmasten und 
dergleichen zulässig.

D. Gestaltung

Art. 24 Bauten, Anlagen und Aussenraum sind für sich und in 
ihrem Zusammenhang mit der baulichen, stadträumlichen und 
landschaftlichen Umgebung im Ganzen und in ihren einzelnen 
Teilen so zu gestalten, dass eine besonders gute Gesamtwir-

-
meanlagen und Beleuchtung.

Parkanlagen

Portal-Plätze

bereiche

Gestaltung



E. Erschliessung und Parkierung

Art. 25 1

2 -
lässig zu gestalten.

Art. 26 1 Der Ringerschliessungsbereich dient der Erschliessung 
der Baubereiche, dem Aufenthalt und der Erholung.
2 3 
ist mindestens ein Viertel sowie mit Realisierung eines Bauvolu-
mens von 1 640 000 m3 sind mindestens drei Viertel des Ringer-
schliessungsbereichs zu erstellen.
3 -

3 zu 
erfolgen.

Baubereichen mindestens 4 m breite Wegverbindungen zu er-
stellen und ins Wegenetz zu integrieren.

1 Die Erschliessung für den motorisierten Verkehr erfolgt 
über die im Plan bezeichneten Anschlussstellen.
2

dem Zubringerdienst.
3 Untergeordnete Zufahrten sind auch ausserhalb der im Plan 
bezeichneten Anschlussstellen zulässig.
4 -
fahrten, Anlieferung und dergleichen werden durch die Baube-

Art. 29 1 -
torräder und für leichte Zweiräder bemisst sich nach der zum 

7, vorbehältlich 
Abs. 3.
2 -

-
schritten werden.

7 vom 11. Dezember 1996, AS 741.500.
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3

-

zehn Garderobenkästen.
4

überdeckten Parkierungsanlagen anzulegen.
5

neuen Parkierungsanlage sind freigestellt.
6

realisiert werden und den neuen Nutzungen nicht überzählige 

7 -
rungszwecken ist durch bauliche Massnahmen zu verhindern.

Art. 30 1 -
irdischen und überdeckten Parkierungsanlagen gemäss Art. 29 

insgesamt 2000 begrenzt.
2 Der Durchschnitt dieser Einfahrten wird innerhalb und ausser-

3

-
fachnutzungen sind zulässig.
4

-
-

F. Umwelt

-
.

Art. 32 Bauten, Anlagen und Umschwung sind im Hinblick auf 

über den Natur- und Heimatschutz9

9 vom 16. Januar 1991, SR 451.1.

begrenzung

Ökologischer 
Ausgleich
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-
besondere bei der Ausgestaltung von Hochhäusern die Anlie-
gen des Vogelschutzes zu berücksichtigen.

Art. 34 1 Neubauten müssen mindestens dem Grenzwert für 
den gewichteten Energiebedarf (Endenergie) für Raumwärme, 

-
dards für Neubauten10 oder eines energetisch gleichwertigen 

kategorie ein solcher Standard festgelegt ist.
2 Als Alternative müssen die Anforderungen der Wärmedämm-
vorschriften der Baudirektion des Kantons Zürich11, Ausgabe 
2009, Abschnitt II, Teil 1, an den winterlichen Wärmeschutz um 
mindestens 30 Prozent unterschritten werden.
3 Andere Nachweise sind zulässig, wenn mit einer fachgerech-

-
scher Gesamtenergieverbrauch auf Stufe Gebäude oder Areal 
(Wärme und Kälte) auftritt.
4 Umbauten müssen dem Grenzwert für den gewichteten Ener-

und Klimatisierung des Minergie Standards für Umbauten12 ent-
-

schriften der Baudirektion des Kantons Zürich, Ausgabe 2009, 
Abschnitt II, Teil 1, um mindestens 20 Prozent zu unterschreiten.
5

nicht erneuerbaren Energien einzuhalten.
6 Die Vorgaben gemäss Abs. 4 und 5 gelten, soweit deren Ein-

sowie mit den Schutzzielen vereinbar ist.
7 Massgebend sind die Standards des Vereins Minergie oder ver-

-
rat ist befugt, bei Änderungen der Minergie-Standards oder der 

-
geblich zu erklären.
 Beim Ersatz bestehender Energiebereitstellungsanlagen des 

10  

11 

12  

Vogelschutz

Energie
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PBG nur Systeme zulässig, die ohne fossile Energieträger be-
trieben werden; ausgenommen davon ist der Energiebedarf zu 

Art. 35 1 -
-

lichst vermieden werden kann.
2 -

Hitze minderung beigetragen werden kann.

Art. 36 Die Ausgestaltung und der Betrieb von Beleuchtungen 
-

Art. 37 1 Das in den Geltungsbereichen anfallende unver-

Besonderen Bauverordnung13 in geeigneter Weise über Ver-
-

ren.
2 Regenwasser, das nicht zur Versickerung gebracht werden 
kann oder darf, ist im Sinne von Art. 7 des Bundesgesetzes über 
den Schutz der Gewässer14 abzuleiten.
3 Mit dem ersten Baugesuch für einen Neubau ist der zuständigen 

-

G. Schlussbestimmungen

die «Sonderbauvorschriften für das Gebiet ETH Zürich, Stand-
15 aufgehoben.

Art. 39 Der Stadtrat setzt diese Sonderbauvorschriften nach 
Rechtskraft der Genehmigung durch die zuständige Direktion in 
Kraft.16 

13 

14 

15 vom 31. Januar 2007, AS 700.250.
16 

2021; Inkrafttreten 31. Januar 2022 (STRB Nr. 1222/2021). 
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